
RECHTSGRUNDLAGEN 
 Baugesetzbuch ( BauGB ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. 
I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 
1509), in Kraft getreten am 01.01.2007 
 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 
 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256) zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 24.05.2011 (GV.NRW. S. 272) 
 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 
58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) 
 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24.05.2011 (GV.NRW. S. 270) und durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV.NRW. 
S. 271) 
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HINWEISE 
 Keine Änderung der Planzeichnung: 
Mit der 4. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Hafen" erfolgt ausschließlich eine 
Ergänzung der textlichen Festsetzung Nr. 8a. Alle übrigen Festsetzungen des Bebauungs-
planes behalten uneingeschränkte Gültigkeit und auch die Planzeichnung wurde nicht geän-
dert. Details der Zeichnung können daher auch der 3. Änderung des Bebauungsplanes "Ge-
werbegebiet Hafen" entnommen werden, die im Maßstab 1 : 2000 angefertigt und 
gegebenenfalls besser lesbar ist. 
 Bergbau: 
Das Plangebiet kann zukünftig bergbaulichen Einwirkungen unterliegen. Die Bauherren sind 
gehalten, im Zuge der Planung zwecks eventuell notwendig werdender Anpassungs- und Si-
cherungsmaßnahmen (§§ 110ff BBergG) mit der Deutschen Steinkohle AG, 44620 Herne, 
Kontakt aufzunehmen. 
 Bodendenkmale: 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Boden-
funde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in 
der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist der Stadt Olfen als Untere Denkmalbehörde und dem Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe, Westfälisches Museum für Archäologie / Amt für Boden-
denkmalpflege, Münster unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens 
drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten, falls diese nicht vorher von den 
Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, 
das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschungen bis zu 
6 Monaten in Besitz zu nehmen (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW). 

(siehe nebenstehende Ergänzung)

4. ÄNDERUNG 
Mit der 4. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet 
Hafen" wird die Festsetzung Nr. 8a um den hier in Fettschrift 
wiedergegebenen Absatz zur Eingrünung der Nachbargrenzen 
ergänzt. Alle anderen zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Hafen" werden 
von der 4. Änderung nicht berührt und behalten weiterhin und 
unverändert ihre Gültigkeit: 
 
8) Gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB 
a) Auf gewerblich genutzten Grundstücken ist zwischen der Baugren-
ze und der Straßenbegrenzungslinie bzw. der öffentlichen Grünfläche 
ein mindestens 5,00 m breiter Streifen mit standortgerechten Pflan-
zen anzulegen und zu unterhalten. Unterbrechungen für Grund-
stückszufahrten sind zulässig. Die Auswahl der Bepflanzung ist 
entsprechend der Pflanzliste der Unteren Landschaftsbehörde vorzu-
nehmen. Diese ist als Anlage der Begründung zum Bebauungsplan 
beigefügt. Nachbargrenzen sind – mit Ausnahme der Gewerbegebiete 
"Handwerkerhof" (GE H) – zu beiden Seiten in einer Breite von 3,00 
m einzugrünen. 
Ausnahmsweise kann bei Vorliegen zwingender betrieblicher 
Gründe auf die Eingrünung von Nachbargrenzen verzichtet 
werden. In diesen Fällen ist in Abstimmung mit der Stadt Ol-
fen ein externer Ausgleich gem. § 1a (3) BauGB für die feh-
lende Bepflanzung und die stärkere Inanspruchnahme der 
Grundstücksfläche zu erbringen. In Abhängigkeit vom Umfang 
des jeweiligen Eingriffs werden von der Stadt Olfen Aus-
gleichsmaßnahmen im Rahmen ihrer Ausgleichspoolkonzepti-
on im Bereich der Steveraue bestimmt, die gem. § 9 (1a) 
BauGB dem jeweiligen Eingriffsgrundstück zugeordnet sind. § 
135 a (2) BauGB ist entsprechend anzuwenden. 
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VERFAHRENSVERMERKE 
 
Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Olfen hat am ................... nach § 2 
Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen, diese Bebauungsplanänderung aufzustellen. 
 
 
 Olfen, den ...................... ........................................ 
 Bürgermeister 
 
 
Der Rat der Stadt Olfen hat am ................... gemäß § 13 a (2) Nr. 1 in Verbindung mit § 13 (2) 
BauGB beschlossen, den Entwurf der Bebauungsplanänderung mit Begründung nach § 3 (2) BauGB 
öffentlich auszulegen. 
 
 
 Olfen, den ...................... ........................................ 
 Bürgermeister 
 
 
Dieser Entwurf der Bebauungsplanänderung mit Begründung hat nach § 3 (2) BauGB vom   
.................... bis zum ....................... einschließlich zu jedermanns Einsicht öffentlich 
ausgelegen. 
 
 
 Olfen, den ...................... ........................................ 
 Bürgermeister 
 
 
Der Rat der Stadt Olfen hat am ................ nach § 10 BauGB diese 
Bebauungsplanänderung als Satzung beschlossen. 
 
 Olfen, den ......................... 
 
 
 ........................................ ........................................ 
 Bürgermeister Schriftführer 
 
 
Gem. § 10 (3) BauGB ist der Satzungsbeschluss der vierten Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 5 "Gewerbegebiet Hafen" am ........................ ortsüblich bekannt gemacht worden. Die 
Bebauungsplanänderung hat am ......................... Rechtskraft erlangt. 
 
 
 Olfen, den ...................... ........................................ 
 Bürgermeister 
 
 
Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung vom 
18.12.1990. Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist geometrisch eindeutig. 
 
 
.............................................. ........................................ 
 Unterschrift ö.b.V.I. 


